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Öffentliches Recht. Ist die Festsetzung eines
Sondergebiets für großflächigen Handel
wegen der Bestimmung zur zulässigen
Anzahl der Betriebe unwirksam, ist für die
Verkaufsflächenobergrenzen zu klären, ob
sie grundstücks- oder betriebsbezogen sind.

BVerwG, Urteil vom 25. Januar 2022,
Az. 4 CN 5.20

Festsetzung von Verkaufsflächen
kann Bebauungsplan kippen
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DER FALL

Für ein Designer-Outlet-Center wurde ein
Bebauungsplan aufgestellt, der hierfür ein
Sondergebiet festsetzt. Zulässig ist danach
ein Einkaufszentrum mit einer Mindest-
und einer Maximalverkaufsfläche. Die
Größe der jeweiligen Verkaufsstätten ist
beschränkt, und Verkaufsflächen sind nur
im Erdgeschoss und teilweise im ersten

Obergeschoss zulässig. In Fortführung
seiner bisherigen Rechtsprechung zu Ver-
kaufsflächenkontingenten hat das Bun-
desverwaltungsgericht festgestellt, dass
der Bebauungsplan unwirksam ist, da im
Sondergebiet nur ein einziges Einkaufs-
zentrum zulässig sein soll.
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DIE FOLGEN

Mit der Festsetzung einer Mindestver-
kaufsfläche soll oft erreicht werden, dass
nur ein Einkaufszentrum errichtet werden
kann und so die Unwirksamkeit des
Bebauungsplans vermieden wird. Allein
mit der Bestimmung von Mindest- und
Maximalverkaufsflächen, die sich auf
einen Einzelhandelsbetrieb beziehen, ist
dies rechtlich aber nicht möglich, wie sich
an der vorliegenden Entscheidung zeigt.
Eine Ergänzung der Festsetzung über
einen städtebaulichen Vertrag oder da-

rüber, dass das Eigentum aller Grundstü-
cke des Plangebiets in der Hand einer Per-
son liegt, können dies nicht ändern. Das
Bundesverwaltungsgericht hat diese Vor-
gehensweise insoweit verworfen. Zudem
kritisiert es die abstrakte Regelung von
Verkaufsflächen. Hierfür besteht keine
Rechtsgrundlage, da es sich nicht um
Festsetzungen zur Art der baulichen Nut-
zung handelt. Aufgrund dieser Praxis
bestehe Bedarf für eine Gesetzesände-
rung, so das Gericht.
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WAS IST ZU TUN?

Soll durch die Festsetzung von Mindest-
und Maximalverkaufsflächen erreicht
werden, dass nur ein Einzelhandelsbe-
trieb zulässig ist, sind ergänzende Bestim-
mungen im Bebauungsplan erforderlich.
Eine Mindestverkaufsfläche kann nur in
Kombination mit anderen grundstücks-
bezogenen Regelungen, z.B. der Größe
eines durch Baugrenzen beschränkten
Baufelds, sicherstellen, dass nur ein
Betrieb mit dieser Mindestverkaufsfläche
in dem Baufeld Platz findet. Das Urteil
steht diesem Vorgehen auch nicht entge-
gen, da der vorliegende Fall eine isolierte

Auslegung allein der Festsetzung von
Mindest- und Maximalverkaufsfläche
betrifft. Dass diese Vorgehensweise mög-
lich ist, deutet das Bundesverwaltungsge-
richt sogar an. Die Bezugnahme von Ver-
kaufsflächen ohne konkrete Anknüpfung
an den jeweiligen Betrieb sollte aus den
Gründen des Urteils hingegen unterblei-
ben, um rechtliche Risiken zu vermeiden.
Die Beschränkungen der Verkaufsfläche
in Sondergebieten bedarf daher auch in
Zukunft einer besonderen rechtlichen
Aufmerksamkeit. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Tom Giesen von

Kapellmann
und Partner

Quelle: Kapellmann

Baurecht. Um zu erreichen, dass eine
Bauwerksabdichtung mangelfrei ist,
muss der Auftragnehmer gegebenenfalls
über die Leistungsbeschreibung im Vertrag
hinausgehen.

OLG Köln, Urteil vom 2. Februar 2022
Az. 11 U 44/21

Nur das Leistungsverzeichnis
abzuarbeiten genügt nicht
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DER FALL

Das Gericht hatte sich u.a. mit der Frage
zu befassen, ob eine Bauwerksabdichtung
mangelhaft oder mangelfrei ist. Der Auf-
tragnehmer war in einem speziellen Titel
zur Bauwerksabdichtung im Leistungs-
verzeichnis auf den Lastfall der Wasser-
einwirkung Bodenfeuchte und nichtstau-
endes Sickerwasser hingewiesen worden.
Die Arbeiten an den Außenanlagen sollte

der Bauherr in Eigenregie errichten. Auf-
grund der Bodenverhältnisse hätte aller-
dings mit drückendem Wasser gerechnet
werden müssen. Das Gericht entschied,
dass der Unternehmer eine erfolgstaugli-
cheAbdichtung schuldet, obwohl ein kon-
kreter Hinweis im Leistungsverzeichnis
fehlte. Dazu wäre eine zusätzliche Drai-
nage notwendig.
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DIE FOLGEN

Das OLG wendet gefestigte Rechtspre-
chung an: Das Werk des Auftragnehmers
ist nur dann frei von Sachmängeln im
Sinne des Gesetzes, wenn es die verein-
barte Beschaffenheit hat. Welche Beschaf-
fenheit die Parteien vereinbart haben,
ergibt sich aus der Auslegung des Ver-
trags. Dabei ist zu berücksichtigen, dass
der Unternehmer üblicherweise still-
schweigend bei Vertragsschluss zusichert,
die anerkannten Regeln der Technik ein-
zuhalten. Entspricht dieWerkleistung die-
sennicht, gehtmanvoneinemMangel des

Werkes aus. Zudem ist das Werk auch
dann mangelhaft, wenn es zwar die aner-
kannten Regeln der Technik einhält und
der vereinbarten Ausführungsart ent-
spricht, trotzdem aber nicht funktions-
tauglich und zweckentsprechend ist.
Maßgeblich ist in jedemFall der Zeitpunkt
der Abnahme. Entspricht die Gebäudeab-
dichtung nicht dem tatsächlichen Lasten-
fall und hat sich der Auftraggeber nicht
bewusst ein Zurückbleiben hinter den
anerkannten technischen Regeln ge-
wünscht, ist das Werk mangelhaft.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Der Auftragnehmer muss mit Üblichkei-
ten rechnen und nötigenfalls das Leis-
tungsverzeichnis und den Vertrag kritisch
auf Vollständigkeit überprüfen. Weitere
Leistungen, die zur Mangelfreiheit not-
wendig sind, muss er erbringen, da er
Funktionstauglichkeit und werkvertragli-
chen Erfolg schuldet. Ist allerdings der
Auftraggeber dafür verantwortlich, dass
den Auftragnehmer unvollständige oder
gar falsche Angaben erreichen, kann sich
auch ein Mitverschulden ergeben. Sind

die Angaben zum Baugrund mangelhaft
und kann der Auftragnehmer dies bei der
gebotenen Prüfung mit der von ihm zu
erwartenden Fachkenntnis nicht erken-
nen, kann er von der Mangelhaftung ggf.
ganz frei werden. Grundsätzlich darf er
sich nämlich auf die Angaben des Auftrag-
gebers verlassen, v.a. wenn sie von einem
Experten kommen. Wenn allerdings eine
Fachfirma mit Spezialkenntnissen tätig
wird, erhöht sich die Prüfpflicht des
Unternehmers. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Andreas Gerstmeier

von Dornbach
Quelle: Dornbach

Grundstücksrecht. Eigentümer, deren
Grundstücke nicht mit einem öffentlichen
Weg verbunden sind, können von ihrem
Nachbarn verlangen, im Rahmen des
Notwegerechts auch ein Befahren mit
Kraftfahrzeugen zu dulden.

OLG Schleswig, Urteil vom 1. April 2022,
Az. 1 U 71/21

Ein Notwegerecht umfasst auch
Zufahrten mit dem Auto
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DER FALL

Die drei Kläger in diesemRechtsstreit sind
Eigentümer von drei Grundstücken, die
keine Verbindung zu einer öffentlichen
Straße haben. Die Zufahrt erfolgte jahre-
lang über das Grundstück des Beklagten.
Es ist mit einem Mehrfamilienhaus
bebaut, dessen Parkplätze hinter dem
Haus liegen. Ein dinglich gesichertes
Wegerecht besteht nur zugunsten des
Grundstücks zweier der Kläger auf dem
Grundstück des dritten Klägers. Die
Zufahrt zu den Grundstücken der Kläger
und den Parkplätzen erfolgt dabei zwi-

schen dem Wohnhaus und der Grund-
stücksgrenze. Im Jahr 2020 stellte der
Beklagte einen Klapppfahl an der Grenze
zwischen seinem Grundstück und dem
Grundstück des dritten Klägers auf, um zu
verhindern, das die Kläger mit Kraftfahr-
zeugen zu ihren Grundstücken fahren.
Diese verlangten von dem Beklagten, dass
er das Befahren duldet, den Klapppfahl
entfernt und es unterlässt, die Zufahrt zu
den Grundstücken zu blockieren. Sie hat-
ten damit in der Vorinstanz Erfolg.
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DIE FOLGEN

Das OLG hat die Berufung des Beklagten
zurückgewiesen. Zur ordnungsgemäßen
Nutzung eines Wohngrundstücks, gleich
ob es sich um einen Erstwohnsitz oder ein
Ferienhaus handelt, ist es erforderlich,
dass es die Nutzer mit eigenen Kfz anfah-
ren und andere Fahrzeuge es etwa zur
Ver- und Entsorgung erreichen können,
hielt das Gericht fest. Eine Erreichbarkeit
zu Fuß oder mit dem Fahrrad genügt
gerade nicht. Die Nutzer müssen ihren
Eingangsbereich vielmehr auch beim

Transport umfangreicheren Gepäcks,
sperriger Gegenstände oder größerer Ein-
käufe von der anfahrbaren Stelle des
Grundstücks aus in zumutbarer Weise
erreichen können. Das Wegerecht
umfasst auch Fahrten zumAbstellen eige-
ner Kfz auf seinem Grundstück. Kann das
Wegerecht über mehrere Grundstücke
Dritter ausgeübt werden, ist bei der Aus-
wahl ausschlaggebend, dass die Eigentü-
mer ein Interesse an einer geringstmögli-
chen Belastung haben.
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WAS IST ZU TUN?

Sollteman Käufer eines Grundstücks sein,
das keine Verbindung zu einer öffentli-
chen Straße hat und zu dessen Gunsten
auch kein dinglich gesichertes Wegerecht
an einemAnliegergrundstück eingetragen
ist, gilt: EinWeg zumGrundstück lässt sich
über das Notwegerecht grundsätzlich fin-
den. Bei der Frage, welches Grundstück
man dafür in Anspruch nimmt, muss man

darauf achten, welche Zuwegung die
geringstmögliche Eigentumsbelastung mit
sich bringt. Können sich die Streitparteien
nicht über die Richtung des Notwegs und
den Umfang des Benutzungsrechts eini-
gen, werden diese von einemGericht durch
Urteil bestimmt. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. Um eine
Verhinderungsplanung handelt es sich,
wenn über mehr als drei Jahre kaum
Planungstätigkeit stattgefunden hat oder der
Bebauungsplan noch undefiniert ist.

OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom
8. März 2022, Az. OVG 10 S 31/21

Veränderungssperre darf nicht
beliebig verlängert werden
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DER FALL

Die Antragstellerin beantragt im Eil-
rechtsschutzverfahren, dass eine Satzung
über die zweite Verlängerung einer Verän-
derungssperre außer Vollzug gesetzt wird.
Aufgrund des zögerlichen Verhaltens der
Gemeinde sei das für die zweite Verlänge-

rung erforderliche Tatbestandsmerkmal
der „besonderen Umstände“ nicht gege-
ben. Zudem betreibe die Gemeinde eine
Verhinderungstaktik, da selbst nach drei-
einhalb Jahren kaum Planungsanstren-
gungen unternommen wurden.
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DIE FOLGEN

Das OVG setzt die Satzung vorläufig außer
Vollzug. Im Planverfahren gibt es nichts
Ungewöhnliches, das sich von üblichen
Verfahren wesentlich abhebt, sodass
keine weitere Fristverlängerung gerecht-
fertigt ist. DieGemeinde berief sich auf die
Corona-Pandemie, auf Verhandlungen
über einen städtebaulichen Vertrag und
auf außerplanmäßige Auslastung des Pla-
nungsbüros. Diese Umstände, die nicht in
ihrer Sphäre liegen, hätten die Verzöge-

rung verursacht. Dem Gericht reichte das
nicht. Die Gemeinde muss darlegen, wel-
che Störungen pandemiebedingt aufge-
treten sind, welche Verhandlungen
warum ins Stocken gerieten und welche
Planungsbüros wann ausgelastet gewesen
sein sollen. Das OVG wertete das Verhal-
ten der Gemeinde als Verhinderungspla-
nung: Über dreieinhalb Jahre gab es kaum
Planungstätigkeit und der Inhalt des
Bebauungsplans ist noch „undefiniert“.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil zeigt, dass das Instrument der
Veränderungssperre für die Gemeinde
zweischneidige Folgen hat: Einerseits ist
die Grundstücksentwicklung vorüberge-
hend eingefroren, andererseits läuft mit
Erlass einer Veränderungssperre die Uhr
für die Festsetzung des Bebauungsplans.
Die Veränderungssperre hat somit nicht
nur Nachteile für den Bauherrn, sondern
bedeutet auch, dass sich die Gemeinde
beeilen muss. Zunächst gilt eine Zweijah-
resfrist, welche ohne weiteres um ein Jahr
verlängert werden kann. Um diese Frist
dann aber um ein weiteres Jahr zu verlän-
gern, muss die Gemeinde besondere
Umstände nachweisen. Dabei kann sie
sich nicht hinter allgemeinen Formulie-

rungen verstecken, sondern muss die ver-
zögernden Umstände konkret belegen.
Wird sie diesen Anforderungen nicht
gerecht, ist die Fristverlängerung nicht
gerechtfertigt. Im Übrigen muss die
Gemeinde aufpassen, sich nicht der Ver-
hinderungsplanung schuldig zu machen.
Sie sollte daher Bemühungen anstellen,
die Planung der Fläche voranzutreiben.
Nur vorgeschobene Anstrengungen, etwa
die Beauftragung der Planung eines Bruch-
teils der Fläche, entlasten die Gemeinde
nicht. Sie sollte sich demnach überlegen,
wann sie eine Veränderungssperre erlässt.
Denn sobald sie es tut, fängt die Uhr an zu
ticken. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


